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Sorgenkind Vorsorgeeinrichtung






Die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge, die im Rahmen der
Drei-Säulen-Konzeption die Zweite Säule bildet, kennt einen Numerus clausus von
Trägerformen. Art. 48 Abs. 2 BVG sieht vor, dass nur Stiftungen, Genossenschaften
oder öffentlich-rechtliche Institutionen registrierte Vorsorgeeinrichtungen im Sinn des
BVG sein können1. Eng verbunden mit dem Numerus clausus ist bei den
privatrechtlich organisierten Trägern die Pflicht, das Vorsorgevermögen diesen Trägern
zu übertragen (Verselbständigungspflicht). Die mit Abstand wichtigste Trägerform in
der beruflichen Vorsorge ist die Stiftung2. Das Stiftungsrecht wiederum ist ein Gebiet,
dessen dogmatische Erschliessung wesentlich mit dem Namen des mit dieser
Festschrift Geehrten verbunden ist. Das Stiftungsrecht bildete und bildet denn auch
einen wichtigen Berührungspunkt zwischen dem Werk von Hans Michael Riemer und
dem Sozialversicherungsrecht. Ohne seinen Berner Kommentar zum Stiftungsrecht3
* Wir danken Frau lic. iur. Maya Geckeler Hunziker für die abschliessende Durchsicht des
Manuskripts.
1 Derselbe Numerus clausus von Trägerformen gilt für alle Zuwendungen für die Personalvorsorge
im Rahmen des privatrechtlichen Arbeitsverhältnisses; siehe Art. 331 Abs. 1 OR.
2 Die Zahl der als Genossenschaften organisierten Vorsorgeeinrichtungen ist gesamtschweizerisch
unter 30 gesunken. Öffentlich-rechtlich sind insgesamt rund 135 Vorsorgeeinrichtungen
organisiert; siehe Carl Helbling, Personalvorsorge und BVG, 8. Aufl., Bern/Stuttgart/Wien 2006,
81.
3 Hans Michael Riemer, Die Stiftungen: Systematischer Teil und Kommentar zu Art. 80−89bis
User-ID: gregori.werder@uzh.ch, 29.12.2015 14:30:37
sowie sein bereits 1985 in erster Auflage erschienenes Lehrbuch zum Recht der
beruflichen Vorsorge4 wäre das Recht der beruflichen Vorsorge in der Praxis nur
schwer – oder noch schwerer – anzuwenden gewesen.
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2. Eingrenzung und Fragestellung
Im Zentrum der nachfolgenden Ausführungen steht das Stiftungsrecht, das
(grundsätzlich) die Ordnungsprinzipien für die meisten Träger der beruflichen Vorsorge
enthält. Die Diskrepanz zwischen der historischen Leitvorstellung des Gesetzgebers
und der Realität ist jedoch in wenigen Gebieten so ausgeprägt wie bei der Organisation
der beruflichen Vorsorge5. Die Bedürfnisse der Praxis haben zur Herausbildung von
Sammelvorsorgeeinrichtungen geführt, die hinsichtlich der Versichertenzahl
ausserordentlich wichtig sind6, dem Leitbild des historischen Gesetzgebers indes nicht
direkt entsprechen7.
Im vorliegenden Beitrag werden die praktisch ausserordentlich wichtigen
Sammelvorsorgeeinrichtungen zunächst unter zwei unterschiedlichen Aspekten
betrachtet: Einerseits der Stellung des einzelnen „Vorsorgewerks“ innerhalb der
Sammelvorsorgeeinrichtung, anderseits dem Verhältnis zur Versicherungsgesellschaft,
die für eine Sammelvorsorgeeinrichtung im Rahmen eines
Kollektivversicherungsvertrags die Risiken Alter, Hinterlassensein und Invalidität
absichert. Als weitere aktuelle Tendenz wird auf die Problematik kleinerer und
mittlerer Vorsorgeeinrichtungen eingegangen, die bestimmte Aufgaben durch
spezialisierte externe Dienstleister erbringen lassen. In einem Ausblick wird danach
gefragt, ob das Stiftungsrecht als dominierendes Ordnungsprinzip innerhalb der
beruflichen Vorsorge für die Sammelvorsorgeeinrichtungen weiter zu differenzieren
oder aber durch eine neue Rechtsträgerform ersetzt werden sollte.
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II. Begriff und Konstruktion von
Sammelvorsorgeeinrichtungen
Vor der Einführung des Obligatoriums der beruflichen Vorsorge waren bereits viele
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in selbstverwalteten Hauspensionskassen eines
einzelnen Arbeitgebers versichert, da vor allem mittlere und grössere Betriebe, für die
sich die Gründung einer eigenen Personalvorsorgeeinrichtung lohnte, die
Arbeitnehmenden freiwillig in der beruflichen Vorsorge absicherten. Für die grosse
Zahl der kleinen und mittleren Betriebe, die beim Inkrafttreten des BVG über keine
gesetzeskonforme Versicherungslösung für ihre nunmehr obligatorisch versicherten
Angestellten verfügten, bildeten die von Banken und Versicherungen gegründeten
Sammel- und Gemeinschaftsstiftungen eine willkommene Möglichkeit, den
ZGB, Berner Kommentar, Band I, Einleitung und Personenrecht, Abt. 3, Das Personenrecht –
Die juristischen Personen, Teilband 3, Bern 1975.
4 Hans Michael Riemer, Das Recht der beruflichen Vorsorge in der Schweiz, Bern 1985; jüngst ist
die zweite Auflage dieses Werks erschienen: Hans Michael Riemer/Gabriela Riemer-Kafka, Das
Recht der beruflichen Vorsorge in der Schweiz, 2. Aufl., Bern 2006.
5 Rechtsformen der Vorsorgeeinrichtungen in der Beruflichen Vorsorge, Bericht der
Expertenkommission, April 2004 (zit. Bericht Rechtsformen), 3 f.,
www.ofas.admin.ch/aktuell/presse/2004/d/0408250102.pdf, besucht am 27. September 2006).
6 Siehe etwa Hans-Ulrich Stauffer, Berufliche Vorsorge, Zürich/Basel/Genf 2005, N 1290. Im Jahr
2002 waren 96,2% der Arbeitgebenden und 58% der Arbeitnehmenden an Sammel- und
Gemeinschaftseinrichtungen angeschlossen (Bundesamt für Statistik, Pensionskassenstatistik
2002, Neuchâtel 2004, 30;
www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/news/publikationen.Document.52229.pdf, besucht am 30.
September 2006
7 Z.B. Ulrich K. Fehlmann, Sammel- und Gemeinschaftsstiftungen als Hauptträger der beruflichen
Vorsorge, SZS 1989, 74 ff.
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gesetzlichen Pflichten nachzukommen und dennoch gewisse
Gestaltungsmöglichkeiten8 für die Vorsorge zu behalten9.
Gemeinschafts- und Sammelstiftungen werden von mehreren Arbeitgebern finanziell
getragen und der Begünstigtenkreis umfasst das Personal mehrerer Arbeitgeber10. Von
Gemeinschaftsstiftungen, die in diesem Beitrag nicht im Vordergrund stehen, spricht
man, wenn für alle angeschlossenen Arbeitgeber intern eine einheitliche Organisation
besteht, d.h. nur ein einziges Reglement vorhanden ist und eine einheitliche Rechnung
geführt wird11. In Sammelstiftungen wird dagegen intern für jeden angeschlossenen
Arbeitgeber eine eigene Kasse – d.h. ein eigenes Vorsorgewerk – mit eigenem
Reglement und eigener Buchhaltung geführt.
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Auch in der beruflichen Vorsorge ist ein gewisser Konzentrationsprozess erkennbar:
Durch den Anschluss von Arbeitgebern mit bisher selbständigen eigenen
Pensionskassen an bestehende (oder neu gegründete) Sammelstiftungen sinkt die Zahl
der selbständigen Vorsorgeeinrichtungen, während die kollektiven Träger tendenziell
grösser werden12.
III. Rechtsstellung der Vorsorgewerke
1. Wesensmerkmale eines Vorsorgewerks
a) Gründung
Ein Vorsorgewerk entsteht grundsätzlich durch den Anschlussvertrag eines
Arbeitgebers an eine Sammelvorsorgeeinrichtung und die Erstellung der für diesen
Arbeitgeber und dessen Angestellte massgeblichen Vorsorgepläne und Reglemente13.
Die Letzteren basieren in der Regel auf Modellvorschlägen der Sammeleinrichtung
oder deren Stifterin14. Das Vorsorgewerk besitzt keine eigene Rechtspersönlichkeit15,
Vorsorgeeinrichtung im Sinn von Art. 48 Abs. 2 BVG16 ist die Sammelstiftung17. Für
jedes Vorsorgewerk wird eine eigene Rechnung geführt18, doch stellt es rechtlich „nur
8 Diese sind bei einem Anschluss an die Auffangeinrichtung (Art. 60 Abs. 2 lit. c BVG) weniger
ausgeprägt.
9 Vgl. Fehlmann (FN 7), 74 f., 85; Adrian Gröbli/Axel P. Lehmann, Organisationsformen der
beruflichen Vorsorge, SPV 7/2001, 513 ff.; Thomas Lüthy, Das Rechtsverhältnis zwischen
Arbeitgeber und Personalvorsorgestiftung, insbesondere der Anschlussvertrag mit einer Sammel-
oder Gemeinschaftsstiftung, Zürich 1989, 70 f.
10 Grundlegend zur Abgrenzung der beiden Formen Riemer (FN 3), Systematischer Teil, N 308 ff.,
bes. N 314 betreffend Haftung der Stiftung als solchen im Aussenverhältnis (dazu hinten, III.1.d);
siehe auch Riemer/Riemer-Kafka (FN 4), 72 f.; vgl. weiter Jürg Brüh-Wiler, Die betriebliche
Personalvorsorge in der Schweiz, Bern 1989, 341; Helbling (FN 2), 94; Romolo Molo, Aspects
des fondations collectives et communes dans la prévoyance professionnelle suisse, Zürich 2000,
89 ff., 103 ff.
11 In der Regel werden aber unterschiedliche Vorsorgepläne angeboten, d.h. intern sind die
Gemeinschaftseinrichtungen ebenfalls nach Vorsorgeplänen strukturiert.
12 Auch die statistischen Zahlen lassen sich in diesem Sinn deuten: Siehe Pensionskassenstatistik
2002 (FN 6), 30, 34.
13 BGE 120 V 299; Lüthy (FN 9), 72 f.
14 Molo (FN 10), 109.
15 Die einzelnen Vorsorgewerke können denn auch nicht im Sinn von Art. 88−96 FusG fusionieren
noch sich im Sinne von Art. 97 FusG umwandeln, was aber nicht ausschliesst, dass die
Sammelstiftung auf Rechnung eines bestimmten Vorsorgewerks Übertragende oder
Übernehmende im Sinn von Art. 98 Abs. 1 FusG (Vermögensübertragung) sein kann; siehe Hans
Michael Riemer, Vorsorgeeinrichtungen und Fusionsgesetz, SZS 2004, 139 ff., 143.
16 Oder im Sinn von Art. 331 Abs. 1 OR oder Art. 2 Abs. 2 FZG.
17 Z.B. Fehlmann (FN 7), 76.
18 Helbling (FN 2), 94.
19 BGE 124 II 114 E. 2b.
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einen Posten der gesamten Vermögensmasse der Stiftung“19 dar. Das auf die einzelnen
Vorsor-
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gewerke anwendbare Recht bestimmt sich danach, ob diese nur das Obligatorium oder
auch weitergehende berufliche Vorsorge durchführen20.
b) Verwaltung
Die Vorsorgewerke werden administrativ ähnlich wie eigenständige
Vorsorgeeinrichtungen geführt, auch wenn ihnen die rechtliche Selbständigkeit fehlt21.
Bislang wurde innerhalb von Sammelstiftungen der zentrale Grundsatz der
paritätischen Verwaltung denn auch nur auf der Ebene der einzelnen Vorsorgewerke
verwirklicht, in der Regel durch paritätisch besetzte Vorsorgekommissionen22. Die
Vorsorgekommissionen gelten dabei als Organe der Sammelstiftung23. Sachlich
erschien die Umsetzung der Parität auf dieser Ebene insofern plausibel, als zentrale
Entscheide für die Versicherten im Rahmen der einzelnen Vorsorgewerke gefällt
werden24. Gleichwohl bestand in wichtigen Gebieten wie der Gesamtadministration
der Vorsorge, der Kosten, der Reservenbildung und teilweise bezüglich der Anlagen
und der Gewinnverteilung keine Möglichkeit der Einflussnahme durch die paritätisch
besetzten Organe, da diese Bereiche in der Regel zentral durch die leitenden Organe
der gesamten Sammelstiftung geregelt wurden25. Die Legalität dieser
Organisationsweise, d.h. die Kompatibilität mit dem Grundsatz der paritätischen
Mitbestimmung gemäss Art. 51 BVG, wurde verschiedentlich angezweifelt26. Die 1.
BVG-Revision hat die Situation insofern geklärt, als mit der Neufassung von Art. 51
Abs. 3 BVG nun ausdrücklich im Gesetzestext erwähnt ist,
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dass auch in Sammelstiftungen das oberste Organ paritätisch zu besetzen ist27.
Angestrebt wurde damit eine Verstärkung der sozialpartnerschaftlichen Führung der
Sammelstiftung als unterdessen zentraler Organisationsform in der beruflichen
Vorsorge28. Aufgrund der speziellen Struktur der Sammelstiftungen kann die
Aufsichtsbehörde indes auch eine andere Besetzung der Versichertenvertretung als
durch Wahlen zulassen29.
20 Vgl. Brühwiler (FN 10), 341; Riemer (FN 4), 89.
21 Siehe etwa den Bericht der SGK des Nationalrats zur Parlamentarischen Initiative Rechsteiner,
BBl 1996 I 574.
22 Z.B. Hans-Ulrich Stauffer, Die paritätische Verwaltung. Eine Auslegeordnung, SPV 3/1998, 189
ff.; Isabelle Vetter-Schreiber, Umsetzung von Art. 51 BVG in den Sammelstiftungen der
Lebensversicherer, SZS 2006, 337 ff., 340. Siehe auch BGE 124 II 114 E. 2b.
23 BGE 124 II 114 E. 2b.
24 Fehlmann (FN 7), 80 ff.
25 Siehe Stauffer (FN 6), N 1291.
26 Eingehend zur Kritik Molo (FN 10), 112 ff., 161 ff., mit weiteren Hinweisen.
27 Helbling (FN 2), 97; Hans Michael Riemer, Vorsorgeeinrichtungen (Art. 48−53e, Art. 86b BVG,
Art. 23 FZG, Art. 89bis Abs. 6 ZGB, Art. 10 lit. d Mitwirkungsgesetz), SZS 2005, 61 ff., 64.
Siehe auch MBV Nr. 77 (7.10.2004), Ziff. 457. Dadurch verliert das paritätische Organ auf der
Stufe des Vorsorgewerks seine Bedeutung jedoch nicht; siehe etwa Monica Schiesser, Die
Einführung der paritätischen Verwaltung bei Sammelstiftungen von Lebensversicherern. Neue
Anforderungen und deren Umsetzung in der Praxis, HAVE 2005, 170 ff., 173.
28 Vetter-Schrieber (FN 22), 345 f.
29 Zum Ganzen Stauffer (FN 6), N 1291. Zum Wahlverfahren der Mitglieder der
Vorsorgekommission Riemer/Riemer-Kafka (FN 4), 75.
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c) Auswirkungen der 1. BVG-Revision
Im Rahmen der 1. BVG-Revision wurde der Besonderheit von
Sammelvorsorgeeinrichtungen und den juristischen und politischen Problemen, die
diese aufgeworfen haben, in verschiedenen neuen Bestimmungen Rechnung getragen:
• Im Zusammenhang mit der Mindestzinsdebatte wurde die fehlende Transparenz
innerhalb von Sammelvorsorgeeinrichtungen bemängelt30. Art. 65a Abs. 4 BVG
enthält deshalb neu die Kompetenz des Bundesrats, Bestimmungen zu erlassen über die
Art und Weise, wie die Informationen über Kapitalertrag, versicherungstechnischen
Risikoverlauf, Verwaltungskosten, Deckungskapitalberechnung, Reservebildung sowie
den Deckungsgrad bis auf die Stufe der Vorsorgewerke ausgewiesen werden müssen31.
• Auf die häufig geäusserte Kritik, die Versicherer, die Sammelvorsorgeeinrichtungen
betreiben, hätten in den guten Zeiten grosse Gewinne erwirtschaftet, seien in
wirtschaftlich schwierigen Zeiten aber nicht bereit, die
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Guthaben im bisherigen Umfang zu verzinsen, hat der Gesetzgeber ebenfalls reagiert:
Laut Art. 68a Abs. 1 BVG müssen Überschussbeteiligungen aus
Versicherungsverträgen grundsätzlich den Sparguthaben der Versicherten
gutgeschrieben werden, nachdem über die allfällige Teuerungsanpassung der Renten
entschieden worden ist. Die Vorsorgekommission einzelner Vorsorgewerke kann jedoch
ausdrücklich einen anders lautenden Beschluss fassen und ihn der Sammelstiftung
mitteilen32.
• Bereits erwähnt wurde die Präzisierung in Art. 51 Abs. 3 BVG, welche die
Sammelstiftungen nun ausdrücklich nennt33.
• Praktisch besonders wichtig ist die Klärung der Rechtsverhältnisse bei der Auflösung
von Anschlussverträgen des Arbeitgebers mit der bisherigen Vorsorgeeinrichtung34.
Die Kündigung des Anschlussvertrags durch einen Arbeitgeber bewirkt grundsätzlich
die Auflösung des Vorsorgewerks und ist als Teilliquidation der (Sammel
-)Vorsorgeeinrichtung zu behandeln. Besonders wichtig ist die Verdeutlichung der
Rechtsstellung der Rentnerinnen und Rentner, d.h. deren Zuordnung zur bisherigen
oder zur künftigen Vorsorgeeinrichtung35.
• Zudem nehmen die neuen Vorschriften in einigen Punkten ausdrücklich Bezug auf
Vorsorgewerke: Gemäss Art. 1c Abs. 1 BVV 2 ist etwa der Grundsatz der Kollektivität
eingehalten, wenn die Vorsorgeeinrichtung oder das Vorsorgewerk in ihrem Reglement
eines oder mehrere Kollektive vorsehen. Hinsichtlich der Wahlmöglichkeit zwischen
Vorsorgeplänen dürfen Vorsorgeeinrichtung und Vorsorgewerke für die Versicherten
jedes Kollektivs bis zu drei Vorsorgepläne anbieten36. Schliesslich wird auch für den
Grundsatz der Planmässigkeit auf die „Versichertenkollektive“ Bezug genommen37.
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Insgesamt sind damit die Strukturen von Sammelstiftungen, insbesondere auch die
rechtliche Stellung der einzelnen Vorsorgewerke, auf Gesetzes- und Verordnungsstufe
gefestigt und eingehender geregelt worden.
30 Bereits vor der 1. BVG-Revision war – mindestens theoretisch – anerkannt, dass die
Vorsorgewerke über einen Informationsanspruch gegenüber dem Stiftungsrat der Sammelstiftung
verfügten (BGE 124 II 114 E. 2b).
31 Siehe dazu Art. 48b BVV 2.
32 Art. 68a Abs. 2 lit. a BVG.
33 Vorne, III.1.b).
34 Art. 53b Abs. 1 lit. c und 53e BVG, Art. 16a und 16b BVV 2. Siehe Riemer/Riemer-Kafka (FN
4), 77 f.
35 Art. 53e Abs. 4−8 BVG, Art. 16a und 16b BVV 2; siehe zur früheren Rechtslage BGE 127 V
377. Siehe zum Ganzen Stauffer (FN 6), N 1276 ff.
36 Art. 1d Abs. 1 BVV 2. Siehe auch MBV Nr. 86 (31.10.2005), Ziff. 501.4.
37 Art. 1g BVV 2.
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d) Zahlungsunfähigkeit
Wird eine Vorsorgeeinrichtung zahlungsunfähig, stellt der Sicherheitsfonds die
gesetzlichen Leistungen sicher; allerdings höchstens die Leistungen, die sich aufgrund
des massgebenden Lohns in der anderthalbfachen Höhe des oberen Grenzbetrages nach
Art. 8 Abs. 1 BVG38 ergeben39. Durch die Revision vom 21. Juni 199640 wurden
zahlungsunfähige Versichertenkollektive41 eines einzelnen Arbeitgebers oder
Verbandes zahlungsunfähigen Vorsorgeeinrichtungen grundsätzlich gleichgestellt42.
Die Zahlungsunfähigkeit der Versichertenkollektive ist dabei getrennt zu beurteilen
(Art. 56 Abs. 3 BVG). Als zahlungsunfähig gilt eine Vorsorgeeinrichtung oder ein
Versichertenkollektiv, wenn fällige gesetzliche oder reglementarische Leistungen nicht
mehr erbracht werden können und eine Sanierung nicht mehr möglich ist. Nicht mehr
möglich ist eine Sanierung im Fall eines Versichertenkollektivs dann, wenn der
Arbeitgeber mit der Prämienzahlung im Verzug ist und über ihn ein Konkursverfahren
oder ein ähnliches Verfahren eröffnet worden ist43.
 108
Durch die Gleichstellung von Vorsorgewerken werden die Versicherten von
Sammelvorsorgeeinrichtungen hinsichtlich des Schutzes durch den Sicherheitsfonds
den Versicherten selbständiger Vorsorgeeinrichtungen gleichgestellt44, was
sozialpolitisch erwünscht und im Hinblick auf die auch für diese Versicherten dem
Sicherheitsfonds entrichteten Beiträge gerechtfertigt ist. Die Insolvenzleistungen des
Sicherheitsfonds fliessen denn auch ganz überwiegend an Versicherte von Sammel-
und Gemeinschaftseinrichtungen45. Gleichwohl bleibt es erstaunlich, dass ein
einzelnes Vorsorgewerk keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzt, aber dennoch
separat zahlungsunfähig werden kann. Trotz der sachlichen Berechtigung46 eine
gewagte juristische Konstruktion!
38 D.h. einen Betrag von Fr. 119’340.– (Stand 1. Januar 2007).
39 Art. 56 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 BVG.
40 In Kraft seit 1. Januar 1997.
41 Die Revision geht auf die Parlamentarische Initiative Rechsteiner zurück (93.462). Im
Gesetzesvorschlag war ausdrücklich von Vorsorgewerken von Vorsorgeeinrichtungen mit
mehreren angeschlossenen Arbeitgebern die Rede (BBl 1996 I 566). Der Bundesrat regte in
seinem Bericht jedoch an, die Bestimmung in der Weise zu formulieren, dass nicht
Gemeinschaftseinrichtungen benachteiligt würden (BBl 1996 I 582), was im Ergebnis zur
nunmehr weiter gefassten Formulierung führte.
42 Art. 7 Abs. 2 der früheren Verordnung über die Verwaltung des Sicherheitsfonds, welcher
sinngemäss die gleiche Regelung vorsah, fehlte es an einer gesetzlichen Grundlage; siehe BBl
1996 I 574 f.; Kristin Maria Lüönd, Der Sicherheitsfonds BVG, Zürich/Basel/Genf 2004, 54;
Molo (FN 10), 92 f. Im Urteil vom 27. Januar 1989 (wiedergegeben in SZS 1990, 311−322) hat
das Bundesgericht im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme des Sicherheitsfonds (Art. 56
BVG) die Problematik der fehlenden Mittel von „Stiftung bzw. ihren Vorsorgekassen“ erkannt
(317 oben), indessen aus prozessualen Gründen von Weiterungen abgesehen (321).
43 Art. 25 Abs. 1 und Abs. 2 lit. b der Verordnung über den Sicherheitsfonds BVG.
44 Für die Leistungen, die über dem vom Sicherheitsfonds gedeckten Plafond liegen, ist die
Rechtsstellung der Versicherten allenfalls ungünstiger, sofern die hinter einer
Sammelvorsorgeeinrichtung stehende Versicherungsgesellschaft nicht nach den Grundsätzen der
faktischen Organhaftung ins Recht gefasst werden könnte. Siehe Bericht Rechtsformen (FN 5),
29, 51 f.; vgl. auch Molo (FN 10), 175 ff.
45 Im Jahr 2005 stellte der Sicherheitsfonds in 1802 Fällen betreffend Versichertenkollektive rund
31 Mio. Franken sicher. Demgegenüber waren nur 11 Fälle von Stiftungen zu verzeichnen, für
die insgesamt knapp 7 Mio. Franken sichergestellt werden mussten (siehe
www.sfbvg.ch/de/bvg/fakten_zahlen/fakten_insolvenz.htm, besucht am 30. September 2006).
46 Die gegenteilige Auffassung hätte zur praktischen Konsequenz, dass die Gesamtheit der
angeschlossenen Arbeitgeber für die Insolvenz einzelner unter ihnen einzustehen hätte, was als
unannehmbar empfunden wird.
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2. Verhältnis von Vorsorgewerk und Sammelstiftung
Auch wenn die Vorsorgewerke keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen, sind sie von
zentraler Bedeutung für die Arbeitgeber und die Versicherten. Aus der Sicht der
Letzteren bildet das einzelne Vorsorgewerk und nicht die hinter diesem stehende
Sammelstiftung den Bezugspunkt47. Prägend für die Organisation des Vorsorgewerks
ist das jeweilige Reglement, nicht das Stiftungsrecht als eigentliche Grundordnung der
Vorsorgeeinrichtung. Dieses greift in erster Linie auf der Ebene der Sammelstiftung.
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In zunehmendem Mass nimmt die Gesetzgebung Rücksicht auf die Besonderheiten und
Bedürfnisse der einzelnen Vorsorgewerke. Sieht man vom Ausbau der paritätischen
Verwaltung auf der Ebene der Sammelstiftung ab, so haben sämtliche Revisionen der
jüngeren Vergangenheit die Eigenständigkeit der Vorsorgewerke gestärkt. Die
Bedeutung der Vorsorgewerke im Verhältnis zur Sammelstiftung hat klar zugenommen.
Dennoch fehlt eine rechtssystematische Basis für die Ausgestaltung der Vorsorgewerke
nach wie vor, was auch nach dem Befund der Expertenkommission RIEMER zu einer
gewissen Rechtsunsicherheit führt48.
IV. Sammelvorsorgeeinrichtung und Kollektivversicherer
1. Verschiedene Arten der Risikoträgerschaft
Wie bei den selbständigen Vorsorgeeinrichtungen kann auch bei den
Sammelvorsorgeeinrichtungen hinsichtlich der Risikoträgerschaft zwischen
autonomen, teilautonomen und vollständig rückgedeckten Einrichtungen unterschieden
werden49. Eine autonome Vorsorgeeinrichtung übernimmt dabei die Deckung der
Risiken selbst50, eine vollständig rückversicherte Vorsorgeeinrichtung überträgt die
Deckung sämtlicher Risiken einer der Versicherungsaufsicht unterstellten
Versicherungseinrichtung51. Die teilautonomen Vorsorgeeinrichtungen verfügen nur
für einzelne Risiken oder für bestimmte Teilbereiche der Risiken über eine
Rückversicherung.
Im vorliegenden Zusammenhang interessiert vor allem die Konstruktion der vollständig
durch einen Kollektivversicherungsvertrag rückgedeckten Sammelstiftung. Die
Ausführungen können – mutatis mutandis – auch für teilautonome Sammelstiftungen
gelten.
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2. Vollständig rückversicherte Sammelstiftung
Die Mindestzinsdebatte, die zu zahlreichen der beschriebenen Änderungen im Rahmen
der 1. BVG-Revision geführt hat52, ist nicht zuletzt durch die Konstruktion der
vollständig rückversicherten Sammelstiftungen ausgelöst worden. Diese werden in der
Regel von einer Versicherungsgesellschaft gegründet und sind bei dieser umfassend
kollektivversichert.
47 Sind zwei Arbeitgeber der gleichen Sammelvorsorgeeinrichtung angeschlossen und wechselt die
versicherte Person vom einen zum anderen, so ist wie im Freizügigkeitsfall abzurechnen, sofern
die versicherte Person das Vorsorgewerk oder den Vorsorgeplan wechselt (Art. 21 Abs. 1 FZG).
48 Bericht Rechtsformen (FN 5), 19, 50 f.
49 Z.B. Helbling (FN 2), 102 ff.; Molo (FN 10), 108.
50 Damit die Deckung der Risiken selbst übernommen werden kann, müssen die Voraussetzungen
von Art. 43 BVV 2 erfüllt sein.
51 Oder allenfalls einer öffentlich-rechtlichen Versicherungseinrichtung.
52 Siehe vorne, III.1.c).
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Die Ertragseinbrüche auf den Finanzmärkten in der Zeit nach der Jahrtausendwende
haben dazu geführt, dass die Kollektivversicherer den damals geltenden
Mindestzinssatz nicht mehr erwirtschaften konnten und deshalb auf eine Senkung
dieses Satzes drängten. Die Schwierigkeiten der Kollektivversicherer sind vor dem
Hintergrund der spezifisch privatversicherungs- und aufsichtsrechtlichen Vorgaben zu
sehen, denen sie – im Gegensatz zu autonomen Vorsorgeeinrichtungen – unterstehen.
Verschiedene Parameter sind in diesen Bereichen restriktiver als im
Berufsvorsorgerecht53. In der Folge haben die grossen Versicherungsgesellschaften
Zusatzprämien erhoben54 sowie alternative und für die Versicherten in der Regel
weniger vorteilhafte Versicherungsmodelle entwickelt55. Diese Verschlechterung der
Bedingungen hat wiederum zu zahlreichen Wechseln von Arbeitgebern (d.h. von
Vorsorgewerken) geführt56, was die Problematik der Wechsel von Vorsorgewerken in
den Vordergrund rückte; diese wiederum ist durch die 1. BVG-Revision zu einem nicht
unwesentlichen Teil aufgefangen worden57.
3. Verhältnis zwischen Sammelstiftung und Kollektivversicherer
Das EVG hat das Verhältnis zwischen Sammelstiftung und Kollektivversicherer
anschaulich beschrieben: „Die Vorsorgeeinrichtung, d.h. die Sammelstiftung, welche
organisatorisch der Arbeitgeberin ein Vorsorgewerk zur
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Verfügung stellt, ist nur ein im Hinblick auf den Numerus clausus der Rechtsformen
nach Art. 48 Abs. 2 BVG zwischen anschlusspflichtige Arbeitgeberin und
Versicherungsgesellschaft dazwischengeschaltetes Instrument, um die berufliche
Vorsorge nach den Vorschriften des BVG durchführen zu können. Es gibt in diesem
System keinen Anschlussvertrag ohne einen entsprechenden Kollektiv-
Versicherungsvertrag.“58 Die juristische Stiftungsform der Sammelstiftung bildet also
nach den deutlichen Worten des EVG eine blosse rechtliche Hülse. Durch diese Hülse
werden die beiden wesentlichen Pole dieses kombinierten Rechtsverhältnisses
zusammengeführt: die einzelnen Vorsorgewerke auf der einen und der
Kollektivversicherer auf der anderen Seite. Das Stiftungsrecht als eigentliches
Organisationsmuster findet einzig auf die Sammelstiftung direkt Anwendung und
entfaltet dort keine nennenswerte Steuerungsfunktion.
V. Professionalisierte Pensionskassendienstleistungen durch
Dritte
1. Tendenz zur Auslagerung von Pensionskassenaufgaben
Vor allem bei Pensionskassen von mittleren Unternehmen, die bislang selbständig und
in der Regel mit administrativer Unterstützung des jeweiligen Arbeitgebers geführt
wurden, zeichnet sich in den letzten Jahren die Tendenz ab, verschiedene Aufgaben –
insbesondere im Zusammenhang mit der immer komplexer werdenden
Vermögensanlage – aussenstehenden Dritten zu übertragen59. Diese Tendenz dürfte
53 Siehe die Aufstellung im Bericht Rechtsformen (FN 5), 12 ff.; Andreas Zingg, Vorsorge und
Versicherung. Unterschiede in der beruflichen Vorsorge, SPV 2/2006, 35 ff.
54 Vgl. zur Zulässigkeit dieses Vorgehens BGE 130 II 258. Zur damit verbundenen Problematik der
Verzinsung von Altersguthaben in der weitergehenden Vorsorge BGE 132 V 278.
55 Bericht Rechtsformen
56 Bericht Rechtsformen (FN 5), 9 f.
57 Siehe vorne, bei FN 34.
58 BGE 127 V 377 E. 5c/bb, Hervorhebungen durch die Verfasser dieses Beitrags. Zum Rechtsweg
vgl. SZS 2005, 176 = HAVE 2004, 125.
59 Siehe Sven Ebeling, Strategie und Anlageentscheide, in: Graziano Lusneti (Hrsg.), Anlagen
Schweizer Institutioneller Investoren, Umfrageergebnisse 2002−2003, Nyon 2003, 64; vgl. auch
Domenico Gullo, Die Verantwortlichkeit des Stiftungsrats in der Vorsorgeeinrichtung und die
Delegation von Aufgaben, SZS 2001, 40 ff., 53. Siehe auch Pensionskassenstatistik 2002 (FN 6),
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durch das mit der 1. BVG-Revision eingeführte Erfordernis, die Anlagen und
Vermögensverwaltung durch eine dazu befähigte Person vornehmen zu lassen, verstärkt
werden60.
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Die Gründe, die Pensionskassenaufgaben auszulagern, können unterschiedlich sein. Sie
reichen von einer Steigerung der Qualität der Aufgabenerfüllung (Professionalisierung)
bis zur Kosteneinsparung bei Vorsorgeeinrichtungen, für die sich die Beschäftigung
von eigenen Fachkräften nicht lohnt61. Spezialisierte Berater, Versicherer oder auch
Pensionskassen bieten dabei Dienstleistungen für selbständige Pensionskassen an. Es
hat sich eine wachsende Branche von „Vorsorge-Generalunternehmern“
herausgebildet62, die für mittlere Unternehmen, d.h. für deren Vorsorgeeinrichtungen,
eine Alternative zum Beitritt zu einer Sammelvorsorgeeinrichtung sein können.
Die Organisationsvorschriften des Berufsvorsorgerechts sind offen formuliert und
lassen Raum für verschiedenste Formen der Aufgabenerfüllung. Auf jeden Fall muss
aber – und diese Schranke ist nach dem Gesetzestext unverrückbar – die
Führungsaufgabe für die inhaltlichen Leitlinien bei der paritätischen Verwaltung der
Vorsorgeeinrichtung verbleiben63. Auch im Anlagebereich liegt die Führungsaufgabe
beim paritätischen Organ64. Wenn man sich jedoch die Stellung des paritätischen
Organs einer kleinen oder mittleren Pensionskasse vergegenwärtigt, die sämtliche
Pensionskassenaufgaben einem Pensionskassen-Generalunternehmer übertragen hat,
wird etwas deutlich: Mit der Übertragung der Pensionskassenaufgaben werden auch die
Führungsentscheide – mindestens im Vorbereitungsstadium – faktisch ausgelagert. Es
bleibt immerhin zu hoffen, dass die Aus- und Weiterbildungspflicht der Mitglieder der
paritätischen Verwaltung, wie sie neu in Art. 51 Abs. 6 BVG vorgesehen ist65, die
Führungskompetenz der paritätischen Verwaltung derart stärken wird, dass sie auch
gegenüber einem professionellen Pensionskassen-
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Dienstleister selbstbewusst und kompetent aufzutreten vermag66. So oder anders kann
sich das paritätische Organ seiner Haftung nach Art. 5267 und 56a68 BVG nicht
entschlagen, woran insbesondere eine allfällige Qualifikation des beigezogenen Dritten
als faktisches Organ69 nichts zu ändern vermöchte.
31.
60 Art. 53a lit. b BVG i.V.m. Art. 49a Abs. 3 BVV 2.
61 Siehe zum Ganzen Thomas Gächter, Übertragung von Pensionskassenaufgaben an
Dienstleistungsunternehmen (Outsourcing). Rechtliche Möglichkeiten und Grenzen, AJP 2003,
33 ff.; Rolf H. Weber, Outsourcing durch Vorsorgeeinrichtungen, SPV 4/2003, 47 ff.; siehe auch
Martin Hubatka, Rechtliche Fragen zum Outsourcing. Was bei der Vergabe der Verwaltung an
Dritte zu beachten ist, SPV 8/2005, 29 ff.
62 Reto Kuhn, Pensionskassen in stürmischen Gewässern. Gibt es effiziente Lösungen für
mittelgrosse Unternehmen?, NZZ vom 5. August 2003, S. 23.
63 Martin Eisenring, Führungsorganisation der Vorsorgeeinrichtung, SPV 5/2005, 27 ff.; Gächter
(FN 61), 44; Gullo (FN 59), 57 ff.; Hubatka (FN 61), 29.
64 Art. 49a Abs. 1 BVV 2.
65 Zu Zweck und Inhalt dieser Pflicht Isabelle Vetter-Schreiber, Rechte und Pflichten von
Mitgliedern der Vorsorgekommission. Konnexität zwischen Ausbildung und Haftung von
Kommissionsmitgliedern, TREX 2005, 292 ff.
66 Es wird sich zeigen, wie streng der Massstab sein wird, wenn es ein Übernahmeverschulden
eines für diese Führungsaufgabe nicht kompetenten Stiftungsratsmitglieds zu beurteilen gilt; vgl.
Eisenring (FN 63), 28
67 BGE 132 V 127, 131 V 55, 128 V 124; TREX 2006, 298 = HAVE 2006, 251
68 BGE 130 V 277.
69 Verneint für den Rückversicherer in SVR 2006 BVG Nr. 26, 98.
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2. Virtuelle Pensionskassen?
Nach dem Vorbild von virtuellen Unternehmen, die auf technisch realisierten
Netzwerken beruhen, wird auch die Idee virtueller Pensionskassen als
Kooperationsform verschiedener Pensionskassen diskutiert70. Sie soll für selbständige
Pensionskassen eine Alternative zum Anschluss an eine Sammelstiftung darstellen.
Juristisch bleiben die Teilnehmer des jeweiligen Pensionskassen-Netzwerks
selbständig. Auch wirtschaftlich wird die Autonomie gewahrt. Angestrebt wird mit
einem solchen Zusammenschluss in erster Linie eine Ausweitung des
Leistungsspektrums und damit eine verbesserte Kundenfreundlichkeit.
Kosteneinsparungen lassen sich indes nur realisieren, wenn die Autonomie der
angeschlossenen Pensionskassen eingeschränkt wird. Das Netzwerk selbst, d.h. die
„virtuelle Pensionskasse“, verfügt über keine eigene Rechtspersönlichkeit. Je nachdem,
in welcher Spielart der virtuelle Zusammenschluss von Pensionskassen realisiert
wird71, verlagert sich die Entscheidungsebene faktisch weg von der paritätischen
Verwaltung der einzelnen angeschlossenen Pensionskassen, hin zu den
Netzwerkbetreibern72.
 114
3. Verhältnis der Pensionskasse zum externen
Dienstleistungserbringer
Selbst bei den „klassischen“ Vorsorgeeinrichtungen, d.h. bei den selbständigen, nur mit
einem einzigen Arbeitgeber verbundenen Stiftungen, zeichnet sich eine Tendenz ab, die
Pensionskassenaufgaben auszulagern, d.h. sie zu professionalisieren oder
kostengünstiger zu gestalten. Damit vollzieht sich ein ähnlicher Prozess, wie er nach
der Einführung des BVG-Obligatoriums mit der Herausbildung der
Sammelvorsorgeeinrichtungen zu beobachten war. Während bei den
Sammelvorsorgeeinrichtungen jedoch die Stiftung, die das rechtliche Korsett bildet,
den Vorsorgewerken als übergeordnete Einheit verbleibt, ist es beim
Auslagerungsprozess der selbständigen Pensionskassen genau umgekehrt: Die
jeweiligen Vorsorgeeinrichtungen behalten ihre Rechtspersönlichkeit, lagern aber in
zunehmendem Mass die Aufgabenerfüllung aus.
VI. Braucht es eine neue Rechtsform für
Personalvorsorgeeinrichtungen?
1. Bericht der Expertenkommission RIEMER
Die organisatorischen Strukturen der Zweiten Säule gerieten vor rund fünf Jahren in
die öffentliche Kritik. Insbesondere die politischen Debatten, die der Senkung des
Mindestzinssatzes gemäss Art. 12 BVV 2 auf den 1. Januar 2003 folgten und mit
Schlagworten wie „Rentenklau“ geführt wurden, lösten parlamentarische Vorstösse
aus73. Die Motion „Sammelstiftungen. Neue Regelung“ der Kommission für soziale
Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats sowie das Postulat „Verselbständigte
Sammelstiftungen als Vermögensträger“ der Sozialdemokratischen Partei veranlassten
den Bundesrat, im Juli 2003 eine Expertenkommission zu den „Rechtsformen der
Vorsorgeeinrichtungen in der beruflichen Vorsorge“ einzusetzen. Diese Kommission
wurde von Hans Michael Riemer geleitet und hatte den Auftrag, zu den genannten
Fragen eine Problemanalyse zu erstellen, den gesetzgeberischen Handlungsbedarf
70 Siehe Urs Lerch, Die virtuelle Pensionskasse als Kooperationsform, SPV 8/2006, 45 f., auch zum
Folgenden.
71 Es versteht sich von selbst, dass bei solchen Zusammenschlüssen verschiedene gesetzliche
Vorgaben (Schweigepflicht, Datenschutz etc.) sorgfältig abzusichern sind.
72 Zu den haftungsmässigen Folgen vgl. FN 66 ff.
73 Siehe dazu bereits vorne, III.1.c) und IV.2.
Ausdruckseite 10 von 13
aufzuzeigen und dem Bundesrat einen Lösungsvorschlag zu unterbreiten. In einer
ersten Phase sollten ein erläuternder Zwischenbericht verfasst und Empfehlungen
ausgesprochen werden. Der Bericht wurde im
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April 2004 vorgelegt74. Er enthält eine sorgfältige Analyse der aktuellen Probleme,
zeigt Handlungsalternativen auf und gibt Empfehlungen für die Ausgestaltung einer
eigenen Rechtsform für die Vorsorgeeinrichtungen ab.
Als Empfehlungen formulierte die Expertenkommission, dass eine neu zu schaffende
Rechtsform der Vorsorgeeinrichtung als Untertyp der Anstalt zu konzipieren wäre, die
Arbeiten an einem Entwurf mit weiteren relevanten Projekten – insbesondere
demjenigen zur Optimierung der Aufsicht in der beruflichen Vorsorge75 –
abzustimmen wären und eine Reihe von Zielsetzungen beachtet werden müssten.
Besonders den übergangsrechtlichen Problemen müsste gebührende Aufmerksamkeit
geschenkt werden. Die Kosten für die Änderungen müssten für die
Vorsorgeeinrichtungen vertretbar sein und der Anwendungsbereich der neu zu
schaffenden Rechtsform sei klar abzugrenzen. Insgesamt wird eingeräumt, dass für die
Planung und Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs noch ein erheblicher
Abklärungsbedarf besteht76.
Die als zweite Phase vorgesehene Ausarbeitung eines Gesetzesprojekts wurde vorerst
nicht weiter verfolgt77. Der Bundesrat hat im August 2004 beschlossen, das Projekt
„Rechtsform für Vorsorgeeinrichtungen“ bis Ende 2007 umzusetzen, wobei zuvor
nochmals eine Aussprache im Bundesrat vorgesehen ist78.
2. Bedürfnis nach einer neuen Rechtsform?
Die rasante Entwicklung der Sammelstiftungen zeigt auf, dass die Stiftung als
juristische Person im Rahmen der beruflichen Vorsorge zur blossen Formalie
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geworden ist. Nicht der eigentliche Träger, nämlich die Sammelstiftung selbst, sondern
das einzelne Vorsorgewerk oder aber der Kollektivversicherer stehen im Zentrum.
Auch bei selbständigen Vorsorgeeinrichtungen ist die Tendenz erkennbar, die Aufgaben
an professionalisierte Dienstleistungserbringer zu übertragen, was die
Stiftungsstrukturen in den Hintergrund treten lässt. Faktisch werden damit die
Entscheidstrukturen wesentlich verändert. Besteht ein Bedarf, die Kluft zwischen dem
gesetzlichen Leitbild und der gelebten Wirklichkeit zu überwinden, indem
beispielsweise eine den gewandelten Verhältnissen angepasste neue Rechtsform für
Vorsorgeeinrichtungen geschaffen wird79?
74 Bericht Rechtsformen (FN 5).
75 Siehe sogleich FN 77.
76 Bericht Rechtsformen (FN 5), 58.
77 Im Vordergrund stehen gegenwärtig andere Reformpostulate, insbesondere die Strukturreform
der beruflichen Vorsorge. Eine gleichzeitig mit der Kommission Riemer eingesetzte
Expertenkommission zur Optimierung der Strukturen unter der Leitung von Jürg Brühwiler legte
im April 2004 einen Bericht vor, der in der Folge von der Expertenkommission Strukturreform
zu einem konkreten Gesetzgebungsvorschlag ausgearbeitet wurde. Am 7. Juli 2006 eröffnete der
Bundesrat die Vernehmlassung zum Bericht über die Strukturreform in der beruflichen Vorsorge.
78 Medienmitteilung vom 25. August 2004, Strukturreform in der beruflichen Vorsorge:
Grundsatzentscheide des Bundesrates (www.bsv.admin.ch/aktuell/presse/2004/d/04082501.htm,
besucht am 27. September 2006).
79 Die Motion „Sammelstiftungen. Neue Regelung“ der SGK des Nationalrats vom 22. Februar
2002 wurde denn auch wie folgt begründet: „Die Personalvorsorgestiftungen entsprechen nicht
mehr dem im Gesetz vorgesehenen Stiftungstypus. Die mit diesen im Einklang stehenden
Regelungen verursachen immer mehr Abweichungen zum Stiftungsrecht. Die Bestimmungen des
Stiftungsrechtes erwähnen die Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen (aktuell ungefähr 300),
welche die berufliche Vorsorge von mehr als der Hälfte aller Versicherten gewährleisten, zudem
nicht explizit. …“.
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Das Phänomen, dass juristische Trägerschaft und faktische Entscheidzuständigkeit
auseinander fallen, ist auch in anderen Bereichen der Wirtschaft zu beobachten: Die
grosse Zahl der Neugründungen von Gesellschaften, die selbst kein Personal
beschäftigen80, deutet darauf hin, dass im gesamten Wirtschaftsleben das von einem
einzigen Rechtsträger geführte Unternehmen immer seltener wird.
Wie der Bericht der Expertenkommission Riemer aufgezeigt hat, liegen die aktuellen
Probleme des Berufsvorsorgerechts eher darin begründet, dass dieses mit
verschiedenen anderen Rechtsgebieten verzahnt ist, deren Entwicklung dem Einfluss
des Sozialgesetzgebers entzogen ist: Zu nennen sind etwa das Versicherungsaufsichts-
und das Versicherungsvertragsrecht, das Fusionsrecht oder das Finanzmarktrecht81.
Unbestritten ist, dass das geltende Stiftungsrecht des ZGB kein optimales
Organisationsmuster für Vorsorgeeinrichtungen ist, zumal es in vielfältiger Weise für
die berufsvorsorgerechtlichen Zwecke angepasst werden muss.
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Faktisch besteht damit bereits eine besondere Rechtsform für Vorsorgeeinrichtungen82.
Die Schaffung einer neuen juristischen Rechtsform für Vorsorgeeinrichtungen könnte
indes ihrerseits ohne weitere Untergliederungen nicht allen Spielarten der beruflichen
Vorsorge gerecht werden und hätte – mit verschobenen Akzenten – mit ähnlichen
Problemen zu kämpfen wie das geltende Recht. Das heutige Organisationsrecht ist
nicht Ursache sondern Spiegel dieser Probleme. Zudem ist nicht auszuschliessen, dass
sich die Realitäten im Berufsvorsorgerecht schneller verändern, als die neue
Rechtsform für Vorsorgeeinrichtungen geschaffen und eingeführt werden könnte,
zumal die Expertenkommission – zu Recht – auf eine lange Übergangs- und
Einführungsfrist dringt83.
Denkbar ist damit zwar die Schaffung einer neuen juristischen Persönlichkeit, die
speziell auf die Bedürfnisse der Berufsvorsorge zugeschnitten ist; doch würde es sich
bei dieser Rechtsform realistischerweise um eine „Nachführung“ der modifizierten
Stiftungsform handeln, die bereits heute anzutreffen ist84. Der Unterschied zwischen
der Option einer Optimierung des geltenden Systems85 und der Schaffung einer neuen
juristischen Trägerform ist damit nicht sehr gross. Immerhin könnte eine solche für
mehr Transparenz und Kohärenz innerhalb des Berufsvorsorgerechts sorgen und damit
die Steuerungskraft des Organisationsrechts erhöhen.
Wesentlich vereinfachen und straffen liesse sich die Organisation der beruflichen
Vorsorge wohl nur, wenn man von der Verbindung zwischen obligatorischer und
weitergehender beruflicher Vorsorge abrücken würde86. Historisch ist diese
Verbindung durch den Integrationsgedanken87 geprägt, d.h. die Idee, mit dem BVG
möglichst viele Formen der bereits bestehenden be-
 118
ruflichen Vorsorge ins neue System zu integrieren. Für das Obligatorium könnte eine
inhaltlich und organisatorisch vereinheitlichte Trägerform – ev. sogar ein einziger
Träger wie die heutige Auffangeinrichtung – geschaffen werden, für die weitergehende
berufliche Vorsorge wäre das Privatversicherungsrecht anwendbar. Politisch wäre eine
solche Idee indes kaum durchzusetzen, zumal auch heikle Fragen des Übergangs vom
80 Vgl. etwa Adrian Gröbli/Axel P. Lehmann (FN 9), 517.
81 Bericht Rechtsformen (FN 5), 12 ff., 32 ff., 50.
82 Vgl. Hermann Walser, Die Stiftung als hauptsächlicher Rechtsträger von
Personalvorsorgeeinrichtungen, in: Hans Michael Riemer/Reto Schiltknecht (Hrsg.), Aktuelle
Fragen zum Stiftungsrecht, unter Einbezug der geplanten Gesetzesrevision, Bern 2002, 87, 99 f.
83 Bericht Rechtsformen (FN 5), 57 f.
84 Siehe etwa Walser (FN 82), 100.
85 Bericht Rechtsformen (FN 5), 52.
86 Siehe etwa Graziano Lusenti, Es braucht eine klare Trennung zwischen BVG und
Überobligatorium, SPV 5/2006, 11.
87 Siehe z.B. Brühwiler (FN 10), 322 ff.
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heutigen zum künftigen System geklärt und erhebliche Besitzstände angetastet werden
müssten. Mit einer radikalen Flurbereinigung, die der Vereinfachung der beruflichen
Vorsorge dient, ist damit in absehbarer Zeit nicht zu rechnen.
Indes sind alle Schritte, die das geltende System vereinfachen, positiv zu werten. Auch
die Schaffung einer neuen Rechtsform für Vorsorgeeinrichtungen könnte ein solcher
Schritt sein. Er würde nur, aber immerhin, einige der aktuellen Probleme lösen.
VII. Fazit
Die Schaffung einer neuen Rechtsform für Vorsorgeeinrichtungen könnte gewisse
Klärungen bringen und die Transparenz erhöhen. Eine neue Rechtsform müsste sich an
den bisher geltenden Normen des Stiftungsrechts orientieren, das in zahlreichen
Punkten durch das Berufsvorsorgerecht modifiziert wird. Grössere Eingriffe ins
Organisationsrecht wären ohne Systemanpassungen – und damit ohne erheblichen
politischen Widerstand – kaum möglich. Es bleibt letztlich fraglich, ob eine
Rechtsform gefunden werden kann, die gleichermassen für selbständige, autonome
Vorsorgeeinrichtungen sowie für Sammelvorsorgeeinrichtungen, die vollständig
kollektivversichert sind, die sachgerechten Organisationsstrukturen enthält. Die
Schwierigkeit der Aufgabe sollte aber kein Hindernis sein, das organisatorische
Rückgrat der beruflichen Vorsorge neu zu durchdenken. Die Kraft, die man in die
weitere Entwicklung des Sorgenkindes Vorsorgeeinrichtung investiert, ist kaum
vergebene Liebesmüh’.
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